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Geschäftszahl 

Ra 2023/09/0013 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2018/11/0225 E 4. April 2019 RS 1 (hier nur der letzte Satz) 

Stammrechtssatz 

Die Rechtswidrigkeit der Aussetzung des Ermittlungsverfahrens wurde vom VwG damit begründet, dass 
die Verdachtsmomente, soweit diese Gegenstand der Strafverfahren sind, dort lediglich in strafrechtlicher 
Hinsicht geprüft würden, nicht aber hinsichtlich der Frage, ob es sich dabei auch um gravierende 
Missstände im Sinne des maßgebenden § 53 Abs. 4 NÖ KJHG handle. Die letztgenannte Beurteilung 
müsse vielmehr die belangte Behörde treffen. Mit diesem Argument bringt das VwG zum Ausdruck, es 
fehle gegenständlich an einer notwendigen Übereinstimmung der einerseits in den strafrechtlichen 
Verfahren und andererseits im Verfahren nach § 53 Abs. 4 NÖ KJHG 2013 maßgebenden Rechtsfragen. 
Damit wird jedoch die Rechtslage verkannt, weil § 38 AVG für die Aussetzung eines Verfahrens (bloß) 
voraussetzt, dass eine im Verwaltungsverfahren relevante "Vorfrage" von einer (anderen) 
Verwaltungsbehörde oder von einem Gericht (in einem dort bereits anhängigen oder gleichzeitig 
anhängig gemachten Verfahren) als "Hauptfrage" zu entscheiden ist. 
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